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ANALYSE
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US-amerikanischen Regionalstrategie für Greater Central Asia seit 2001
Davlatbegim Mamadshoeva (University of Amsterdam)
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Zusammenfassung
Der Beitrag analysiert die US-amerikanische Regionalstrategie für Afghanistan und Zentralasien seit 2001, 
wobei die von Washington verfolgte »New Silk Road Initiative« sowie das ihr zugrunde liegende Konzept 
eines »Greater Central Asia« im Fokus stehen. Die 2011 verkündete Initiative zielte darauf ab, durch die 
Stärkung grenzüberschreitender Konnektivität zwischen Zentral- und Südasien regionale Stabilität sowie 
wirtschaftliche Reformen und Entwicklung zu fördern. Durch diesen regionalen Ansatz sollten auch post-
sowjetische Strukturen in Zentralasien überwunden werden. Dennoch hat die Initiative implizit von län-
ger zurückreichenden interregionalen Verbindungen und Netzwerken aus der späteren Sowjetzeit Gebrauch 
gemacht und diese integriert. Anhand der »First Kabul Conference on Partnership, Trade, and Development 
in Greater Central Asia« von 2006 soll demonstriert werden, wie Washington in Kooperation mit zentral-
asiatischen Entwicklungsspezialisten die regionale Integration vorantrieb und diese Spezialisten dabei ihre 
jahrzehntelange Erfahrung aus der internationalen Entwicklungszusammenarbeit und grenzüberschreiten-
den Infrastrukturprojekten einbrachten. Auf diese Weise wurde eine neue Entwicklungsagenda aus der Zeit 
nach 9/11 auf bereits bestehende Netzwerke und Verbindungen geschichtet, die den andauernden regiona-
len Integrationsprozess zwischen Zentralasien und Afghanistan bis heute prägen.

Von der »Operation Enduring Freedom« zur 
»New Silk Road«: Eine Historisierung der 
US-Außenpolitik in »Greater Central Asia«
Nach 9/11 ist Zentralasien erneut in den Fokus von 
Washington gerückt. Noch seit den späten 1990er Jahren 
war das US-amerikanische Engagement in Zentralasien 
rückläufig, da Washington über die ausbleibende Trans-
formation postsowjetischer Staaten zu liberalen Demo-
kratien und Marktwirtschaften zunehmend frustriert war 
(Cooley 2012, S. 20). Die Anschläge in New York vom 
11. September 2001 markierten auch für die außenpoliti-
schen Prioritäten der Vereinigten Staaten in Zentralasien 
eine tiefgreifende Zäsur. Mit einem Schlag rückte die 
Region ins Zentrum der Aufmerksamkeit für den anrol-
lenden »Global War on Terror«. Nachdem das Bündnis 
aus Nordallianz und internationaler Koalition das erste 
Taliban-Regime im Rahmen der »Operation Enduring 
Freedom« Ende 2001 gestürzt hat, stand das US-amerika-
nische Engagement in Zentralasien ganz im Zeichen der 
internationalen Bemühungen, Afghanistan und die neue 
Übergangsregierung des Landes zu stabilisieren. In die-
sem Zusammenhang bemühte sich Washington bei den 
zentralasiatischen Staaten schnell um Zugang zu Militär-
basen und Infrastruktur zur Sicherstellung der eigenen 
Nachschubrouten. Die Beziehungen zwischen Zentral-
asien und Washington kühlten sich jedoch bereits 2005 
wieder ab, da das US-amerikanische Engagement von 
den Regierungen in der Region zunehmend mit gesell-
schaftlicher Einflussnahme und politischer Destabilisie-
rung assoziiert wurde (Cooley 2012, S. 49).

Gleichzeitig blieb die Einbindung Zentralasiens in den 
»Global War on Terror« unter der US-amerikanischen 
Expertengemeinschaft nicht unbeachtet, was zur Ausar-
beitung neuer strategischer Konzepte führte. Zu dieser 
Zeit entwarf S. Frederick Starr, ein prominenter Histori-
ker und außenpolitischer Berater in Washington für den 
postsowjetischen Raum, die Vision einer neuen Rolle 
für die Vereinigten Staaten in Zentralasien. In einem 
Policy Paper aus dem Jahr 2005 präsentierte Starr die 
Islamische Republik Afghanistan der Post-Taliban-Ära 
als Schlüsselland einer wirtschaftlichen Integration zwi-
schen Zentral- und Südasien – ein konzeptueller Raum, 
den er »Greater Central Asia« nannte. Nach seiner Vor-
stellung sollte sich die US-Außenpolitik in diesem Raum 
auf die Förderung von grenzüberschreitenden Handels-
beziehungen, Verkehrsverbindungen, Energieflüssen 
sowie der internationalen wirtschaftlichen Koopera-
tion konzentrieren. Laut Starr könne Washington auf 
diese Weise langfristige Stabilität in Afghanistan und 
der gesamten Region herstellen – auch über einen spä-
teren US-Truppenabzug hinaus. Zugleich würde dieser 
Ansatz gewährleisten, dass die zentralasiatischen Regie-
rungen den Vereinigten Staaten gegenüber freundlich 
eingestellt bleiben und sich weiterhin im »War on Ter-
ror« engagieren.

Starrs Vision eines »Greater Central Asia« wurzelte 
in seiner langjährigen Arbeit an der Schnittstelle zwi-
schen Wissenschaft und Politikberatung während des 
Kalten Krieges. 1974 war er einer der Mitbegründer des 
in Washington ansässigen Kennan Institute, das sich zu 
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einer der einflussreichsten US-amerikanischen Denk-
fabriken zur Sowjetunion und später den postsowjeti-
schen Staaten entwickelte. Vor diesem Hintergrund wird 
deutlich, wie maßgeblich Starrs Konzept eines »Greater 
Central Asia« durch sein Verständnis von sowjetischer 
Geschichte und postsowjetischer Politik in Zentralasien 
geprägt wurde. So argumentierte Starr, dass die sowjeti-
schen Grenzziehungen eine wirtschaftliche Integration 
zwischen Zentral- und Südasien behindert und Moskau 
die zentralasiatischen Sowjetrepubliken somit von sich 
abhängig gemacht hätte. Im Kontext dieses historischen 
Verständnisses warnte er in den 2000er Jahren auch vor 
einer erneuten russischen Einflussnahme in Zentral-
asien, sobald die Vereinigten Staaten aus Afghanistan 
abziehen würden. Aus seiner Sicht beinhaltete »Greater 
Central Asia« das Versprechen, diese postsowjetischen 
Abhängigkeiten zu überwinden und die Region dauer-
haft aus dem russischen Einflussbereich herauszuführen.

»Greater Central Asia« bildete schließlich auch das 
ideelle Rückgrat der »New Silk Road Initiative«, die 
2011 von der damaligen US-Außenministerin Hillary 
Clinton in der südindischen Stadt Chennai angekün-
digt wurde. Die Initiative repräsentierte Washingtons 
De-facto-Regionalstrategie für Zentralasien nach dem 
zeitgleich von der Obama-Administration eingeleiteten 
Truppenabzug aus Afghanistan. Donald Trump hat sie 
während seiner ersten Amtszeit als US-Präsident zwi-
schen 2017 und 2021 dann erneut aufgegriffen (PTI 
2017). Wie das ihr zugrundeliegende Regionalkonzept 
zielte die Initiative darauf ab, durch eine wirtschaftli-
che Integration von Zentral- und Südasien und die För-
derung von grenzüberschreitenden Handelsbeziehun-
gen US-amerikanische Interessen im postsowjetischen 
Raum zu verfolgen, vor allem hinsichtlich regionaler Sta-
bilität, wirtschaftlicher Reformen und der Stärkung von 
Institutionen. Dieser neuen US-Strategie in Zentralasien 
ging eine interne Umstrukturierung des außenpolitischen 
Apparates voraus: bereits 2005 wurde das Office of Cen-
tral Asian Affairs aus dem Bureau of European and Eura-
sian Affairs herausgelöst und mit dem Bureau of South 
Asian Affairs fusioniert. Der erfahrene Diplomat Richard 
A. Boucher wurde daraufhin der erste Assistant Secre-
tary of State für das neue Bureau of South and Central 
Asian Affairs. In dieser Funktion wurde er auch ein frü-
her Unterstützer der Idee eines »Greater Central Asia«. 
Auf der 2006 von Starr mitorganisierten »First Kabul 
Conference on Partnership, Trade, and Development in 
Greater Central Asia« nahm neben einer Reihe regionaler 
und internationaler Akteure auch Boucher teil. Er nutzte 
seine Ansprache dafür, die Verpflichtung seines Büros für 
die Förderung der wirtschaftlichen Konnektivität zwi-
schen Zentral- und Südasien zum Ausdruck zu bringen.

Der Beitrag möchte zeigen, dass die »New Silk Road 
Initiative« nicht nur in Strukturen der US-amerikani-

schen Wissensproduktion über die ehemalige Sowjet-
union eingebettet war, sondern maßgeblich auf transna-
tionalen Verbindungen und Netzwerken aufbaute, die 
lange vor dem Zerfall der Sowjetunion entstanden sind. 
Am Beispiel der Konferenz in Kabul von 2006 soll ver-
deutlicht werden, wie zentralasiatische Spezialisten auf 
ihre historisch vermittelten Erfahrungen aus vorherigen 
Projekten der Entwicklungszusammenarbeit zurückgrif-
fen, durch die bereits der sowjetische Staat den grenz-
überschreitenden Handel, die Bildungskooperation und 
den technologischen Austausch mit Afghanistan för-
dern wollte – Strukturen, die teilweise bis in die frü-
hen 1960er Jahre zurückreichen. Vor diesem Hinter-
grund wird deutlich, dass sich die US-amerikanische 
»New Silk Road« zwar als historisch neuartige Initia-
tive inszenierte, paradoxerweise jedoch auf genau jenem 
postsowjetischen Vermächtnis beruhte, das sie eigent-
lich überwinden wollte.

Eine »einmalige« historische Gelegenheit – 
oder lediglich konvergierende Interessen? 
Die »First Kabul Conference on Partnership, 
Trade, and Development in Greater Central 
Asia« von 2006
In seinem im März 2005 veröffentlichten Strategiepa-
pier A ‘Greater Central Asia Partnership’ for Afghanistan 
and Its Neighbors skizziert S. Frederick Starr die Vision 
einer von den Vereinigten Staaten geförderten regio-
nalen Integration, die sowohl einen makroökonomi-
schen Gesamtraum zwischen Zentralasien und Afgha-
nistan etabliert, als auch regionale Sicherheit für die 
Zeit nach der »Operation Enduring Freedom« gewähr-
leisten soll (Starr 2005, S. 27). Dreizehn Monate später, 
im April 2006, war Starr einer der Mitorganisatoren der 
First Kabul Conference on Partnership, Trade, and Deve-
lopment in Greater Central Asia, um seine Konzepte in 
einem erweiterten Kreis regionaler und internationa-
ler Akteure zu diskutieren. Insgesamt nahmen über 60 
Teilnehmer aus 16 Ländern sowie von internationalen 
Organisationen, wie der Weltbank und der Asiatischen 
Entwicklungsbank, teil. Ausgerichtet wurde die Konfe-
renz vom Central Asia-Caucasus Institute (CACI), einer 
1996 von Starr gegründeten Denkfabrik in den Verei-
nigten Staaten, und dem 2003 in Kasachstan gegründe-
ten Institute of World Economy and Policy (IWEP). Die 
Ergebnisse der Konferenz wurden 2007 im Sammelband 
The New Silk Roads. Transport and Trade in Greater Cen-
tral Asia veröffentlicht (Starr 2007).

Zwar sollte laut Ankündigung Afghanistan im Mit-
telpunkt der Konferenz stehen, Eröffnungsreden wur-
den jedoch nur von offiziellen Vertretern der Vereinig-
ten Staaten und von Kasachstan gehalten, wodurch diese 
Akteure für sich eine gewisse Vorrangstellung bei der 
regionalen Politikgestaltung signalisierten. Kasachstans 
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damaliger Außenminister (und heutiger Präsident) Kas-
sym-Dschomart Tokajew präsentierte Afghanistan als 
»Vereiniger« einer einst kohärenten Region, die durch 
externe Eingriffe zersplittert worden sei, und sicherte 
Kasachstans Unterstützung für regionale Integrations-
projekte in den Bereichen Energie, Handel und Infra-
struktur zu (Norling 2006, S. 8). An Tokajew anschlie-
ßend betonte Richard A. Boucher, der damalige Assistant 
Secretary of State for South and Central Asian Affairs, 
Washingtons Unterstützung für die regionale Integra-
tion zwischen Zentralasien und Afghanistan durch die 
Schaffung neuer Handels- und Transportnetzwerke, 
wobei er die Frage nach institutionellen Kapazitäten, 
Investitionsklima und Transparenz mit US-amerika-
nischen Prioritäten in den Bereichen Sicherheit, Refor-
men und Rechtsstaatlichkeit verknüpfte.

Im impliziten Widerspruch zur Binnenlogik der 
Konferenz, regionale Integration durch grenzüberschrei-
tende Netzwerke fördern zu wollen, haben sowohl Bou-
cher als auch Starr eine starke Betonung auf die nationale 
Souveränität der postsowjetischen Staaten Zentralasien 
gelegt, um sie als eigenständige Akteure jenseits ihrer 
sowjetischen Vergangenheit zu präsentieren. So hat Bou-
cher auch die interne Umstrukturierung des US-Außen-
ministeriums und die Schaffung des Bureau of South and 
Central Asian Affairs mit der Anerkennung postsowje-
tischer Eigenständigkeit durch die US-amerikanische 
Seite erklärt. Angesichts der vielfältigen Konferenzteil-
nehmer hat Starr wiederum den übermäßig strategischen 
Ton seines vorherigen Policy Papers in einem neuen 
Narrativ aufgelöst, das globale ökonomische Prozesse 
als Ergebnis vermeintlich »natürlicher« bzw. historisch 
notwendiger Kräfte darstellt. Diese Uneindeutigkeit 
hinsichtlich seiner eigenen strategischen Konzepte hat 
schließlich auch seine akademische Herkunft sowie 
seine ambivalente Stellung innerhalb der US-ameri-
kanischen »Sowjetologie« während der Hochphase des 
Kalten Krieges widergespiegelt.

In den späten 1970er Jahren kam es zu einer tiefgrei-
fenden Krise der bis dahin verfolgten Entspannungspo-
litik im Kalten Krieg, woraufhin sich die Beziehungen 
zwischen den Vereinigten Staaten und der Sowjetunion 
drastisch verschlechterten. Im Gegensatz zu anderen 
einflussreichen »Sowjetologen« trat Starr für die Fort-
führung wissenschaftlicher Kontakte und den weite-
ren akademischen Austausch mit der Sowjetunion ein – 
eine Haltung, die er später überdenken würde. In einem 
Webinar vom November 2024 hat Starr die damalige 
wissenschaftliche Vernachlässigung des sowjetischen 
Zentralasiens an US-Universitäten beklagt und Bedau-
ern darüber geäußert, damals nicht enger mit Kollegen 
wie Richard Pipes, Paul Henze und Alexandre Bennig-
sen zusammengearbeitet zu haben (Woodrow Wilson 
Center 2024). Bei diesen handelt es sich um eine dama-

lige Gruppe von überzeugten antisowjetischen Wissen-
schaftlern, die für eine aggressive politische Schwächung 
der Sowjetunion eintraten, die ihrer Meinung nach mit-
tels aktiver Förderung des politischen Islam im sowjeti-
schen Zentralasien erreicht werden könne (zum tatsäch-
lichen Einfluss von akademischen »Kalten Kriegern« wie 
Pipes, Henze und Bennigsen auf die damalige US-Regie-
rung siehe Kalinovsky 2015; zur diskreditierten Stellung 
der »Bennigsen-Schule« in der heutigen Zentralasien-
Forschung siehe Khalid 2021). Erst nach dem Zerfall 
der Sowjetunion verlagerte Starr seinen Fokus von Russ-
land auf postsowjetische »Peripherien« wie Zentralasien, 
wobei er sein umfangreiches persönliches Netzwerk wei-
terhin für den Wissenstransfer zwischen Wissenschaft 
und Politik nutzte.

Mit seinem Konzept eines Greater Central Asia wollte 
Starr das Erbe der sowjetischen Grenzziehungen, kom-
plexe regionale Abhängigkeiten von Moskau sowie intra-
regionale Hierarchien überwinden. Aus seiner Sicht bot 
Afghanistan nach dem Sturz der Taliban 2001 eine »ein-
malige historische Gelegenheit«, seine Vision praktisch 
umzusetzen. Durch die Betonung von überwiegend 
wirtschaftlichen Argumenten für die regionale Inte-
gration wurde Demokratieförderung zur Nebensache, 
stattdessen lag der Fokus auf Zolleinnahmen, Transit-
gebühren und Exporterlösen. Seiner Ansicht nach erfor-
derte ein regionales Umfeld, das »freien Handel« und 
»freie Märkte« begünstigt, jedoch weitreichende staat-
liche Maßnahmen, wie etwa bereits beim Beitritt Kir-
gistans zur Welthandelsorganisation 1998. Nach sei-
ner Auffassung würden sich die Schaffung günstiger 
Bedingungen für den regionalen Handel und die Stabi-
lisierung Afghanistans am Ende gegenseitig verstärken.

Die verflochtene Geschichte zwischen dem 
sowjetischen Zentralasien und Afghanistan: 
Der blinde Fleck der »New Silk Road«
Starrs Behauptung, die Sowjetunion habe Zentralasien 
von seinen Nachbarregionen isoliert, steht in deutlichem 
Kontrast zu den Biografien zahlreicher zentralasiatischer 
Entwicklungsspezialisten, die an der Kabul-Konferenz 
2006 teilgenommen haben. Ein exemplarisches Beispiel 
ist der tadschikische Ökonom Chodschimuhammad 
Umarow, der zu jener Zeit die Abteilung für makroöko-
nomische Studien am Forschungsinstitut des tadschiki-
schen Handels- und Wirtschaftsministeriums geleitet hat. 
Sein Werdegang verdeutlicht, wie Verbindungen zwi-
schen Zentral- und Südasien bereits durch den sowjeti-
schen Staat gefördert wurden und dass derartige Konzepte 
zur Zeit der Kabul-Konferenz 2006 keineswegs neu waren.

Umarows Karriere war seit den 1980er Jahren stark 
von sowjetischen Strukturen akademischer Mobili-
tät und transnationalen Austauschs geprägt. Nach der 
Erlangung seines Doktortitels in ländlicher Entwick-
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lung im Jahr 1987 nahm er an zahlreichen wissenschaft-
lichen Konferenzen innerhalb und außerhalb der Sow-
jetunion teil, wo er in einen intensiven Austausch mit 
internationalen Kollegen trat. Besonders prägend waren 
Begegnungen mit indischen Ökonomen in den 1980er-
Jahren, die das Denken des tadschikischen Experten 
nachhaltig beeinflussten (Kalinovsky 2018, S.  213). 
Gleichzeitig etablierte sich Umarow in der späten Tad-
schikischen SSR als eine der öffentlichen Stimmen, wel-
che die sowjetische Wirtschaftspolitik in Zentralasien 
kritisierten. Mit Ausbruch des Bürgerkrieges in Tad-
schikistan Anfang der 1990er Jahre zog Umarow nach 
Russland, wo er für eine Frachtfluggesellschaft tätig war, 
die Waren nach Indien transportierte – eine Anstellung, 
die er dank seiner Englischkenntnisse und der Unter-
stützung eines ehemaligen Kommilitonen erhielt (Kur-
banova 2015). Nach seiner Rückkehr nach Tadschi-
kistan wurde er Teil eines lokalen Expertennetzwerkes, 
das internationale Organisationen bei der wirtschaftli-
chen Entwicklung des Landes beriet. Beispielsweise war 
er 2005, ein Jahr vor der Kabul-Konferenz, Mitglied 
einer Gruppe, die das Entwicklungsprogramm der Ver-
einten Nationen (UNDP) für die Erstellung des Cen-
tral Asia Human Development Report zur Situation des 
regionalen Handels beraten hat. Insgesamt bietet Uma-
rows Lebensweg, wenngleich ein herausragendes Bei-
spiel, wertvolle Einblicke in die sowjetischen und post-
sowjetischen Strukturen der Konnektivität zwischen 
Zentral- und Südasien.

Seit den frühen Tagen der Oktoberrevolution hat die 
sowjetische Führung die Region Zentralasien durch das 
Prisma ihrer vielfältigen kulturellen, linguistischen und 
historischen Verbindungen mit dem Mittleren Osten 
und Südasien betrachtet. In diesem Zusammenhang 
diente sowjetische Außenpolitik nicht nur der Förde-
rung des staatssozialistischen Gesellschaftsmodells im 
Ausland, sondern auch der Projektion von sowjetischem 
Einfluss in benachbarte asiatische Regionen (Kirasirova 
2024). Der Internationalismus des sowjetischen Zen-
tralasiens wurde zwar primär durch staatliche Institu-
tionen sowie offizielle Handels- und Kooperationsab-
kommen vermittelt, umfasste jedoch auch bedeutende 
persönliche Kontakte und Interaktionen im kulturellen 
Bereich, wie die Freundschaft zwischen tadschikischen 
und pakistanischen Schriftstellern (O’Connor 2025). 
Während des Kalten Krieges vertieften sich insbesondere 
die sowjetisch-afghanischen Beziehungen, etwa durch 
die Ausbildung afghanischer Studenten an Hochschu-
len in der Tadschikischen SSR und anderen Sowjetrepu-
bliken (Emadi 1998, S. 115). Sowjetische Entwicklungs-
programme und großangelegte Infrastrukturprojekte in 
Zentralasien wurden häufig mit Blick auf die Stärkung 
der grenzüberschreitenden Entwicklungszusammenar-
beit konzipiert. Ein Beispiel ist der Bau des Nurek-Stau-

damms in der Tadschikischen SSR ab 1961, der nicht 
nur die aufkommende tadschikische Industriebranche 
mit Strom versorgen, sondern auch als technologisches 
Vorbild für sowjetische Staudammprojekte in Afgha-
nistan dienen sollte (Kalinovsky 2018, S. 86; Ohlendorf 
2023, S. 78). Die sowjetische Intervention in Afghanistan 
zwischen 1979 und 1989 hat diese Verflechtungen wei-
ter intensiviert: Nordafghanistan wurde durch den Bau 
neuer Übertragungsleitungen bis 1985 an das zentral-
asiatische Stromnetz angeschlossen, während grenzüber-
schreitende Eisenbahnstrecken, Straßen und Brücken 
über den Amu-Darja über die gesamte Zeit des Krieges 
hinweg die Grundlage der sowjetischen Logistik bildeten.

Umarows Vorschläge auf der Kabul-Konferenz von 
2006 reflektieren dieses historische Vermächtnis. So plä-
dierte er etwa für gemeinsame Staudammprojekte und 
Stromhandel zwischen Afghanistan und Tadschikistan, 
die Ausbildung afghanischer Fachkräfte an tadschiki-
schen Hochschulen sowie die Einrichtung einer Son-
derwirtschaftszone im Autonomen Gebiet Berg-Badach-
schan, um den grenzüberschreitenden Handel mit der 
afghanischen Provinz Badachschan zu fördern. Dafür 
betonte er, wie geografische Nähe und historische Ver-
bindungen sowie gemeinsame Sprachen und Kulturen 
den grenzüberschreitenden Austausch und die regio-
nale Stabilität fördern können. In diesen Vorstellungen 
drücken sich schließlich frühere Konzepte der sowjeti-
schen Entwicklungszusammenarbeit aus, jedoch in einer 
neu gerahmten Weise, um dem neoliberalen Diskurs der 
2000er Jahre über wirtschaftliche und finanzielle Dere-
gulierung, freie Märkte und offene Grenzen für den 
ungehinderten Austausch von Waren und Kapital zu ent-
sprechen. Umarows Fall zeigt eindrücklich, wie sowohl 
sowjetische als auch postsowjetische Entwicklungsexper-
tise nach 1991 durch lokale Spezialisten vermittelt wurde 
und wie weit diese davon entfernt waren, lediglich pas-
sive Empfänger externer Entwicklungspraktiken zu sein. 
Stattdessen nutzten zentralasiatische Experten ihre Netz-
werke, ihr technisches Wissen und ihr historisches Ver-
ständnis, um die postsowjetische regionale Integration 
entsprechend ihrer eigenen Vorstellungen zu gestalten. 
Folglich musste keiner der zentralasiatischen Teilnehmer 
der Kabul-Konferenz von den Vorteilen regionaler Inte-
gration und grenzüberschreitenden Handels überzeugt 
werden. Vielmehr nutzten lokale Akteure die Konferenz, 
um zu erörtern, wie regionale Integration umgesetzt wer-
den könnte. Dabei griffen sie auf teilweise lebenslange 
Arbeitserfahrung und jahrzehntelange Verbindungen 
zwischen Zentral- und Südasien zurück, die bereits vom 
sowjetischen Staat gefördert worden waren.

Fazit
In seinem 2016 veröffentlichten Artikel »Actually exist-
ing silk roads« kritisiert der Sozialanthropologe Magnus 
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Marsden, dass zeitgenössische Konnektivitätsinitiati-
ven wie die US-amerikanische »New Silk Road« beste-
hende Handelsnetzwerke missachten und infrastruktu-
relle Großprojekte gegenüber tatsächlichen Mobilitäten 
priorisieren. Die »First Kabul Conference on Partner-
ship, Trade, and Development in Greater Central Asia« 
von 2006 zeigt jedoch, dass internationale und staatli-
che Initiativen keineswegs blind für bestehende Netz-
werke waren oder gänzlich losgelöst von gelebten Rea-
litäten operierten. Im Gegenteil: Frühere Mobilitäten 
und Austauschprozesse haben maßgeblich die Art und 
Weise geprägt, wie die Konferenzteilnehmer regionale 
Integration konzipierten. So erkannten beispielsweise 
Vertreter der Weltbank – eine der für regionale Kon-
nektivitätsprojekte verantwortlichen Organisationen – 
explizit bestehende informelle Handelsnetzwerke an 
und sahen in diesen eine Ressource für die regionale 
Integration. Gleichzeitig waren sie der Meinung, dass 
diese Netzwerke unzureichend seien, um nachhaltiges 
wirtschaftliches Wachstum zu generieren, und aufgrund 
ihrer Informalität mit potenziellen Sicherheitsrisiken 
einhergehen. Die Schaffung von »Greater Central Asia« 
umfasste somit auch den Versuch, bestehende Mobilitä-
ten und Verbindungen entsprechend zu transformieren.

Die maßgebliche Rolle von zentralasiatischen Exper-
ten wie Chodschimuhammad Umarow auf der Konfe-
renz verdeutlicht, dass »Greater Central Asia« weder ein 
rein von den Vereinigten Staaten initiiertes, noch ein 

regional gänzlich neuartiges Vorhaben war. Vielmehr 
haben die Teilnehmer regionale Integration im Kon-
text von historisch vermittelten Arbeitserfahrungen und 
Entwicklungspraktiken diskutiert. Im Ergebnis wurde 
eine zeitgenössische Entwicklungsagenda auf bereits 
bestehende Infrastrukturen, Netzwerke und Wissens-
bestände geschichtet, die zusammen das greifbare Ver-
mächtnis der sowjetischen Regionenbildung zwischen 
Zentralasien und Afghanistan während des Kalten Krie-
ges darstellen. S. Frederick Starrs ursprüngliche Dar-
stellung von »Greater Central Asia« als einer historisch 
einzigartigen Chance für regionale Integration musste 
diese tiefen historischen Kontinuitäten außer Acht lassen, 
während seine Strategie doch auf ihnen aufbaute. Die 
mangelnde Berücksichtigung der strukturellen Kraft 
von regionaler Geschichte ist einer der Gründe, warum 
sich die »New Silk Road« letztlich nicht materialisiert 
hat – neben geopolitischen Faktoren, Unterfinanzierung 
und dem Krieg in Afghanistan selbst (Stronski 2017; 
Hunt 2025). Hierbei wird deutlich, dass diese Konti-
nuitäten berücksichtigt werden müssen, wenn man die 
komplexe Art und Weise verstehen will, wie historische 
Strukturen und zukunftsorientierte Entwicklungsvisio-
nen weiterhin die fortdauernde Regionenbildung zwi-
schen Zentralasien und dem seit 2021 wieder von den 
Taliban regierten Afghanistan prägen (vgl. Mielke 2024).

Aus dem Englischen von Rostam Onsori

Der Beitrag basiert auf dem Kapitel »Old Routes, New Rhetoric: Soviet Legacies in Central Asian Regional Integration« 
im »Yearbook for the History of Global Development. Volume 4: Development and Transition: International Organizati-
ons and Post-Socialist Eurasia«, herausgegeben von Artemy M. Kalinovsky und Eva Rogaar, erscheinend. Die Forschung 
für den Artikel und das Kapitel wurde im Rahmen des ERC-finanzierten Projekts »Building a Better Tomorrow: Develop-
ment Knowledge and Practice in Central Asia and Beyond, 1970-2017« (Nr. 865898), das an der University of Amster-
dam angesiedelt ist, durchgeführt.
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Zusammenfassung
Im Juli 2025 hat Russland als erstes UN-Mitglied sowie als erstes ständiges Mitglied des UN-Sicherheits-
rats die Taliban als Regierung Afghanistans offiziell anerkannt. Moskau hat diesen Schritt als »realistische 
Anpassung« an die De-facto-Situation in Afghanistan bezeichnet sowie als Teil der russischen Bestrebung, 
die Zusammenarbeit mit Staaten zu intensivieren, die sich in Konfrontation mit dem Westen befinden. Mit 
Blick auf innere Dynamiken des russischen Staates erscheint die Anerkennung der Taliban jedoch weni-
ger als Ergebnis einer kohärenten Strategie, sondern vielmehr als Ausdruck einer Kombination aus außen-
politischen und ideologischen Motiven, die nicht frei von Widersprüchen sind. Der Vorgang illustriert die 
Fragmentierung des russischen Entscheidungssystems zwischen dem Außenministerium, das anti-westliche 
Gesten symbolischer Natur verfolgt, und den Militär- und Sicherheitsbehörden, die in dschihadistischen 
Gruppen mit Verbindungen nach Afghanistan weiterhin eine konkrete Gefahr sehen. Der Beitrag beleuch-
tet interne Motive hinter der offiziellen Anerkennung der Taliban und die Frage, wie dieser Schritt sicher-
heitspolitische Dynamiken zwischen Russland und Zentralasien beeinflusst, vor allem vor dem Hintergrund 
der mit Kasachstan, Kirgistan und Tadschikistan geteilten Sicherheitsarchitektur der Organisation des Ver-
trags über kollektive Sicherheit (OVKS).

Einleitung: Die erneute Machtübernahme 
der Taliban in Afghanistan 2021 als 
Problemstellung für die russische 
Außenpolitik
Die erneute Machtübernahme der Taliban in Afgha-
nistan im August 2021 hat Russland vor grundlegende 
außenpolitische Fragen gestellt. Seit 2017 hat die russi-
sche Regierung versucht, durch das »Moskau-Format« 
Einfluss auf den afghanischen Friedensprozess auszu-
üben. Dem Format gehören Russland, China, Pakistan, 
Iran, Indien, Kasachstan, Kirgistan, Tadschikistan und 
Usbekistan an. Taliban-Vertreter haben zwar bereits an 
früheren Treffen des Formates teilgenommen, offiziell 
sind sie ihm jedoch erst 2025 beigetreten. Auch haben 
Taliban-Delegationen bereits zuvor an wirtschaftlichen 
und kulturdiplomatischen Veranstaltungen in Russland 
teilgenommen, u. a. am Internationalen Wirtschafts-
forum in St. Petersburg 2024 und am »Kasan-Forum: 
Russland – Islamische Welt«, ebenfalls 2024. Dennoch 
waren die Taliban bis vor kurzem in Russland offiziell 
als Terrororganisation verboten. Das Verbot wurde erst 
im April 2025 auf Gesuch von Außen- und Justizminis-
terium vom Obersten Gericht aufgehoben. In den letz-
ten vier Jahren wurde also noch versucht, eine Balance 
zwischen dem rechtlichen Verbot und einem pragma-
tischen Dialog zu finden; im Jahr 2025 hat sich Mos-
kau jedoch innerhalb weniger Monate scheinbar klar 
auf eine offizielle Anerkennung der Taliban festgelegt.

Tatsächlich sind diesem außenpolitischen Kurs-
wechsel jedoch intensive Kontroversen zwischen Außen-

ministerium und Sicherheitsapparat vorausgegangen, 
wobei sich das Außenministerium am Ende durchset-
zen konnte. Aus der Sicht des Außenministeriums stellt 
die russische Anerkennung der Taliban einen weiteren 
Schritt in Richtung einer multipolaren Weltordnung mit 
einem starken Bündnis antiwestlicher Staaten dar. Im 
Gegensatz dazu sehen die Sicherheitsbehörden und vor 
allem das Verteidigungsministerium in den Taliban wei-
terhin eine islamistische Terrororganisation, die zusam-
men mit anderen dschihadistischen Gruppen wie dem 
Islamischen Staat Khorasan-Provinz (ISKP) oder der 
mit den Taliban verbündeten Jamaat Ansarullah eine 
Gefahr für die Sicherheit in Russland und Zentralasien 
darstellt. In Gesprächen, die der Autor des Beitrags mit 
russischen Beamten und Sicherheitsexperten bis 2022 
in Russland geführt hat, wurde eine allgemeine Skepsis 
gegenüber den Taliban deutlich, die sowohl die Haltung 
der liberalen und prowestlichen als auch der konserva-
tiven und nationalistischen Teile der politischen Elite 
prägte. Dieses breite Misstrauen war der Grund dafür, 
weshalb sich der Prozess der Entkriminalisierung, der 
einer offiziellen Anerkennung der Taliban zwingend 
vorausgehen musste, über Jahre gestreckt hat.

Antiwestliche Ideologie und geopolitische 
Symbolik
Die offizielle Anerkennung der Taliban ist Teil der ideo-
logischen Bestrebung Moskaus, die Führung einer »alter-
nativen Weltordnung« zu übernehmen, die nicht mehr 
von den Vereinigten Staaten, der NATO oder liberalen 
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Normen internationaler Beziehungen geprägt ist. Mit 
diesem Schritt signalisiert der Kreml die Bereitschaft, 
sich über den internationalen Konsens, die Taliban auf-
grund ihrer systematischen Menschenrechtsverletzun-
gen zu ächten, hinwegzusetzen. Zugleich setzt der Vor-
gang einen Präzedenzfall, der Implikationen für andere 
internationale Kontexte hat, etwa mit Hinblick auf Russ-
lands andauernden Krieg gegen die Ukraine. So könnte 
Moskau die Begründung, die Taliban aufgrund ihrer 
faktischen Herrschaft über Afghanistan anerkannt zu 
haben, später als vermeintliches Argument dafür anfüh-
ren, »legitime« Kontrolle über die vier (teilweise) von 
der russischen Armee besetzten ukrainischen Gebiete 
Luhansk, Donezk, Saporischschja und Cherson auszu-
üben. Diese Gebiete hat die Russische Föderation 2022 
einseitig annektiert, wobei die dafür in den besetzten 
Gebieten durchgeführten Scheinreferenden internatio-
nal nur von Nordkorea anerkannt wurden. Mit der offi-
ziellen Anerkennung der Taliban versucht Moskau also 
auch, die normative Kraft des Völkerrechts zu unter-
minieren und stattdessen die faktische Kontrolle über 
Territorium als normative Quelle vermeintlich legiti-
mer Herrschaft zu etablieren, im Sinne einer nicht von 
Recht, sondern von Macht strukturierten internatio-
nalen Ordnung.

Ein weiterer Beweggrund seitens der russischen Füh-
rung liegt im Ziel, einen »autoritären Block« eurasischer 
Mächte zu etablieren. In diesem hypothetischen Zusam-
menschluss autokratischer Regime unter russischer Füh-
rung sollen neben Iran, China, Pakistan und gegebe-
nenfalls Indien nun auch die Taliban Platz finden. Die 
konzeptuellen Umrisse eines solchen Zusammenschlus-
ses erschienen bereits in der 2015 von Wladimir Putin 
vorgestellten Initiative einer »Großeurasischen Partner-
schaft« (Li 2018), die aufgrund divergierender Interes-
sen und geopolitischer Rivalitäten jedoch nie zustande 
gekommen ist. So konkurrieren Iran und Pakistan um 
Einfluss in Afghanistan und unterstützen dabei unter-
schiedliche politische, ethnische und religiöse Gruppen. 
Darüber hinaus kam es, wie zuletzt im Januar 2024, zu 
wiederkehrenden Konflikten im Zusammenhang mit 
der Sicherheit der gemeinsamen Grenze zwischen der 
pakistanischen Provinz Belutschistan und der irani-
schen Provinz Sistan und Belutschistan. Währenddes-
sen bleiben Indien und Pakistan erbitterte Erzfeinde 
und haben erst im Mai 2025 einen weiteren bewaffneten 
Konflikt ausgetragen, der durch einen Terroranschlag 
auf Touristen im indischen Unionsterritorium Jammu 
und Kashmir im April ausgelöst wurde. Ebenso bleiben 
Indien und China, trotz jüngster Wiederannäherun-
gen, internationale Rivalen um die Führung innerhalb 
der Gruppe postkolonialer Staaten und haben darüber 
hinaus wiederkehrende Konflikte entlang umstrittener 
Grenzgebiete im Himalaya, wie zuletzt 2020 und 2021. 

China ist im Gegensatz zu Russland gegenüber den Tali-
ban diplomatisch zurückhaltend, da Peking befürchtet, 
dass die neuen Machthaber in Kabul weiterhin dschi-
hadistische Gruppen aus dem Uigurischen Autonomen 
Gebiet Xinjiang unterstützen oder ihnen Unterschlupf in 
Afghanistan gewähren. Erste Anzeichen sprechen dafür, 
dass sich Chinas zögerliche Haltung gegenüber Afgha-
nistan negativ auf die wirtschaftlichen Beziehungen aus-
zuwirken beginnt, die Peking unterhalb der Schwelle 
einer offiziellen Anerkennung mit den Taliban unterhält. 
So haben die Taliban im Juni einen 2023 unterzeichne-
ten Vertrag im Wert von 540 Millionen US-Dollar mit 
der Xinjiang Central Asia Petroleum and Gas Company 
aufgekündigt, da die Firma ihrer Investitionsverpflich-
tung zur Entwicklung der Ölfelder im nordafghanischen 
Amu-Darja-Becken bisher nicht nachgekommen sei.

Vor diesem internationalen Gesamthintergrund wird 
deutlich, dass Russlands offizielle Anerkennung der Tali-
ban kein strategischer Schritt im Rahmen einer engen 
Koordination mit eurasischen Partnern war, sondern es 
sich vor allem um einen ideologischen Akt mit Symbol-
kraft gehandelt hat. Moskau möchte damit vor allem 
seine Unabhängigkeit von westlichen Normen unter-
streichen, aber auch einen neuen Verbündeten in Zen-
tralasien gewinnen, um die Südflanke des postsowje-
tischen Raumes zu stärken. Nachdem US-Präsident 
Donald Trump mehrfach angekündigt hat, die 2021 
von der US-Armee aufgegebene Bagram Air Base nörd-
lich von Kabul von den Taliban zurückfordern zu wol-
len, kann der Schritt auch als Versuch Moskaus gewertet 
werden, US-amerikanischen Interessen in Afghanistan 
zuvorzukommen. Das ist vor allem mit Hinblick auf 
Moskaus Bestrebungen relevant, Afghanistan als Tran-
sitraum für den russischen Energiehandel mit Südasien 
zu erschließen. So haben sich Putin und der pakistani-
sche Premierminister Shehbaz Sharif erst im Septem-
ber auf eine Ausweitung der Zusammenarbeit im Ener-
giebereich verständigt, wobei Islamabad den Import 
von russischem Öl und Gas massiv erhöhen möchte. 
Dafür muss jedoch zuerst die trans-afghanische Export-
route ausgebaut und konsolidiert werden. Die offizielle 
Anerkennung der Taliban ist somit auch Teil der rus-
sischen geoökonomischen Agenda zur Diversifizierung 
von Absatzmärkten und Exportrouten. Jedoch bindet 
sich der Kreml damit auch an ein volatiles und unbe-
rechenbares Regime, das nur leidlich als verlässlicher 
Partner für regionale Stabilität und Sicherheit gelten 
kann. So unterhalten die Taliban nicht nur weiterhin 
enge Kontakte mit ihrem pakistanischen Ableger, der 
Tehrik-e-Taliban Pakistan (TTP), sondern unterstüt-
zen diese aktiv in ihrem Aufstand gegen den pakistani-
schen Staat, um die Föderalregierung in Islamabad zu 
schwächen und unter der paschtunischen Bevölkerung 
in der pakistanischen Provinz Khyber Pakhtunkhwa an 
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Einfluss zu gewinnen. Wie vorherige afghanische Regie-
rungen bestreiten die Taliban die Rechtmäßigkeit der 
1893 etablierten Durand-Linie, die heute als internatio-
nale Grenze zwischen Afghanistan und Pakistan fun-
giert, und stellen damit indirekt Pakistans territoriale 
Integrität infrage.

Die Taliban-Kontroverse innerhalb des 
russischen Staatsapparats
Wie bereits angemerkt, war die Entscheidung Moskaus, 
die Taliban im Juli 2025 offiziell anzuerkennen, das 
Ergebnis eines komplexen Kompromisses zwischen riva-
lisierenden Machtzentren innerhalb des russischen poli-
tischen Systems. Die Bruchlinie verläuft dabei weniger 
entlang von Parteizugehörigkeiten als eher zwischen 
staatlichen Institutionen als solchen. Von Beginn an 
standen sich die Positionen wichtiger Machtakteure des 
russischen Staatsapparates diametral gegenüber. So hat 
das Außenministerium seit der erneuten Machtüber-
nahme der Taliban 2021 auf einen Ausbau der Kontakte 
und eine formelle Anerkennung gedrängt, um die anti-
westliche »multipolare Front« sowie den russischen Ein-
fluss in Zentral- und Südasien zu stärken. Im Gegensatz 
dazu warnten die Sicherheitsbehörden eindringlich vor 
den Gefahren, die von in Afghanistan aktiven Terror-
gruppen ausgingen – insbesondere vor dem ISKP und 
der Jamaat Ansarullah, die sich beide zu einem großen 
Teil auf ethnisch tadschikische Kämpfer aus Afgha-
nistan und Tadschikistan stützen. Aufgrund der gut 
dokumentierten Zusammenarbeit zwischen den Tali-
ban und der Jamaat Ansarullah herrscht im russischen 
Sicherheitsapparat ein tiefes Misstrauen gegenüber den 
Taliban, die dort nicht als Partner, sondern als Problem 
im Anti-Terror-Kampf gesehen werden. Vor allem das 
russische Verteidigungsministerium hat seit 2021 ent-
sprechende Bedenken geäußert und regelmäßig gegen-
über den Mitgliedern der Organisation des Vertrags über 
kollektive Sicherheit (OVKS) kommuniziert.

Die Risikoeinschätzung des russischen Verteidi-
gungsministeriums zu den Taliban wurde insbesondere 
von Tadschikistan geteilt, das als einziges OVKS-Mit-
glied direkt an Afghanistan grenzt und vor allem in der in 
Nordafghanistan aktiven Jamaat Ansarullah eine Bedro-
hung sieht. Die Jamaat Ansarullah wurde 2006 von dem 
tadschikischen Staatsbürger Amriddin Tobarow gegrün-
det; Tobarow war während des tadschikischen Bürger-
kriegs ein Kommandant der Vereinigten Tadschikischen 
Opposition. Er gehörte zu einer Gruppe von Kämpfern, 
die das tadschikische Friedensabkommen von 1997 nicht 
akzeptierten und sich stattdessen nach Afghanistan abge-
setzt haben, um einer Entwaffnung durch die tadschiki-
sche Regierung zu entgehen. Seitdem ist es erklärtes Ziel 
der Jamaat Ansarullah, die Republik Tadschikistan zu 
stürzen und an deren Stelle ein Islamisches Emirat zu 

errichten. Aus diesem Grund stand Duschanbe jeglicher 
Kooperation mit den Taliban extrem ablehnend gegen-
über und hat stattdessen seit 2021 eine Reihe demonstra-
tiver OVKS-Militärmanöver an der Grenze abgehalten, 
um Gruppen wie die Jamaat Ansarullah von Übergrif-
fen auf tadschikisches Territorium abzuschrecken. Seit 
2023 kooperiert Duschanbe allerdings zunehmend prag-
matisch mit den Taliban, was vor allem daran liegt, dass 
auch Tadschikistan wirtschaftliche und infrastruktu-
relle Interessen in Afghanistan verfolgt (Mielke 2024). 
Der Wandel der tadschikischen Afghanistan-Politik seit 
2023 hat indirekt auch das russische Außenministerium 
in seiner Position gestärkt, dass es sich bei den Taliban 
um einen pragmatischen Akteur handelt, mit dem Russ-
land kooperieren könne und solle.

Wie stark sich das russische Außenministerium seit-
dem mit seiner politisch-ideologischen Rhetorik gegen-
über den konkreten Bedenken der Sicherheitsbehörden 
durchsetzen konnte, zeigt auch die offizielle Reaktion 
nach dem Terroranschlag auf die Crocus City Hall im 
März 2024. Während westliche Nachrichtendienste und 
unabhängige Beobachter schnell auf eine Verbindung 
der Täter zum ISKP in Afghanistan hinwiesen, wurde 
in der offiziellen russischen Darstellung die ukrainische 
Regierung verantwortlich gemacht. Auf diese Weise hat 
der Kreml den Anschlag nicht nur für seine hybride 
Kriegsführung gegen die Ukraine instrumentalisiert, 
sondern konnte so auch von unangenehmen sicher-
heitspolitischen Implikationen hinsichtlich der russi-
schen Zusammenarbeit mit den Taliban und der Situa-
tion in Afghanistan ablenken. Im Kontrast dazu haben 
russische Analysten wie Andrei Serenko wiederholt vor 
der engen Verflechtung zwischen dem ISKP und dem 
Haqqani-Netzwerk, einem semi-autonomen Ableger der 
Taliban, gewarnt. Serenkos Einschätzung zufolge sind 
die Taliban nicht nur nicht in der Lage, den transna-
tionalen Dschihadismus in Afghanistan zu bekämp-
fen, sondern pflegen in vielen Fällen sogar selbst ope-
rative Kontakte zu entsprechenden Gruppen. Dadurch 
setzt sich Russland mit einer Annäherung an die Tali-
ban selbst einem Sicherheitsrisiko aus (News.ru 2024; 
Serenko 2024; Serenko 2025). Trotz solcher fundierter 
Analysen seitens russischer Sicherheitsexperten konnte 
sich das Außenministerium mit seiner ideologisch moti-
vierten Linie am Ende durchsetzen, was auf eine fort-
dauernde Fragmentierung zentraler Entscheidungspro-
zesse im russischen Staatsapparat hindeutet.

Sicherheitsimplikationen der offiziellen 
Anerkennung für Zentralasien
Zum Schluss bleibt die Frage, ob die offizielle russische 
Anerkennung der Taliban tatsächlich mit Sicherheitsri-
siken für die postsowjetischen Staaten in Zentralasien 
einhergeht. In vertraulichen Gesprächen haben sowohl 
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russische als auch zentralasiatische Experten gegenüber 
dem Autor immer wieder die Sorge geäußert, dass Mos-
kaus Anerkennung der Taliban die Gefahr von Terro-
rismus und Instabilität in der Region eher verstärkt als 
verringert. Trotz der wiederholten Beteuerungen der 
Taliban, im Einklang mit dem Doha-Abkommen von 
2020 keine transnationalen Terrorgruppen auf afghani-
schem Territorium zu dulden, bestehen weiterhin enge 
und dauerhafte Verbindungen zu radikalen Gruppen 
wie al-Qaida, der TTP, Jamaat Ansarullah, den Über-
resten der Islamischen Bewegung Usbekistans (IMU) 
sowie dem russischen »Kaukasus-Emirat« (Imarat Kav-
kaz). Afghanistan dient diesen Gruppierungen weiterhin 
als Rückzugsraum und als Territorium für die Rekrutie-
rung und Ausbildung von Kämpfern sowie für die Vor-
bereitung von Anschlägen. Dieses Risiko besteht auch 
weiterhin für die zentralasiatischen Nachbarstaaten, für 
Russlands südliche und zentrale Regionen und perspek-
tivisch auch für Europa.

Entgegen der russischen Begründung, die Taliban 
aufgrund ihrer faktischen Herrschaft anzuerkennen, 
kontrollieren die Taliban nicht ganz Afghanistan. Vor 
allem die andauernden, wenn auch mittlerweile nur 
noch im Untergrund organisierten Aktivitäten des ISKP 
belegen, dass die Taliban bisher nicht in der Lage waren, 
ihre Herrschaft flächendeckend durchzusetzen. Trotz 
entsprechender Erklärungen ist es den Taliban noch 
nicht gelungen, den ISKP zu zerschlagen. Diese anhal-
tende Unsicherheit ist nicht nur ein Hindernis für wirt-
schaftliche Projekte und die Anziehung von Investitio-
nen, sondern lässt auch Zweifel an der Verlässlichkeit 
Afghanistans als Transitzone für den russischen Güter-
transport zwischen Zentral- und Südasien aufkommen.

Ein weiterer Punkt betrifft Russlands Selbstan-
spruch, der primäre Sicherheitsgarant in Zentralasien 
zu sein. Schon lange vor 2022 begannen die zentral-
asiatischen Staaten, ihre militärische Abhängigkeit von 
Russland mittels Diversifizierung ihrer internationa-
len Sicherheits- und Rüstungspartnerschaften zu ver-
ringern. Spätestens seit dem Überfall auf die Ukraine 
2022 wird Russland in Zentralasien nunmehr selbst 
als erhebliches Sicherheitsrisiko und potenzielle Gefahr 
für die regionale Stabilität wahrgenommen, gegenüber 
der man sich so weit wie möglich absichern will. Die 
offizielle Anerkennung der Taliban versetzt der russi-
schen Glaubwürdigkeit in Zentralasien einen weiteren 
Schlag, nachdem sich Moskau jahrzehntelang als Part-
ner im Kampf gegen den militanten Islamismus insze-
niert hatte (vgl. Klimentov 2022). Schließlich erzeugt 
dieser abrupte Kurswechsel einen ideologischen Wider-
spruch zwischen Moskaus neuer offizieller Partnerschaft 
mit der islamistischen Regierung in Kabul und dem 
langjährigen sicherheitspolitischen Engagement im Rah-
men der OVKS zur Stärkung der postsowjetischen Süd-

flanke in Zentralasien. Aus Sicht der zentralasiatischen 
Staaten wirkt Russlands Entscheidung daher wie eine 
Bestätigung ihrer bereits verfolgten Strategie, sich durch 
die multivektorale Diversifizierung internationaler Part-
nerschaften gegenüber Russland abzusichern und den 
eigenen außenpolitischen Handlungsspielraum so weit 
wie möglich zu erweitern. In diesem Zusammenhang 
werden Staaten wie China und die Türkei, aber auch 
westliche Länder für Zentralasien wichtige Partner blei-
ben, um den andauernden russischen Einfluss in der 
Region auszubalancieren. Währenddessen werden die 
zentralasiatischen Regierungen ihre eigene wirtschaft-
liche Zusammenarbeit mit den Taliban fortsetzen, sich 
dabei jedoch weiterhin so gut wie möglich gegen Sicher-
heitsrisiken aus Afghanistan absichern.

Fazit
Die offizielle Anerkennung der Taliban durch Russland 
lässt sich kaum als strategischer Erfolg deuten, auch 
wenn strategische Motive eine wichtige Rolle gespielt 
haben. Zu diesen Motiven gehören die geopolitische 
Rivalität mit den Vereinigten Staaten, die Aussicht auf 
eine neue trans-afghanische Transitroute für den Ener-
giehandel mit Pakistan sowie die Suche nach neuen 
Verbündeten, nachdem sich die zentralasiatischen Staa-
ten seit dem russischen Überfall auf die Ukraine 2022 
gegenüber Russland abzusichern versuchen. Zumindest 
im russischen Sicherheitsapparat herrscht hingegen wei-
terhin die Meinung vor, dass diese Motive angesichts 
der konkreten Sicherheitsrisiken keine offizielle diplo-
matische Zusammenarbeit mit den Taliban rechtfer-
tigen. In diesem Zusammenhang offenbart der Vor-
gang die zunehmende Dysfunktionalität der russischen 
Außen- und Sicherheitspolitik und die Fragmentierung 
staatlicher Entscheidungsprozesse entlang divergieren-
der Ziele und Prioritäten von Außenministerium und 
Sicherheitsbehörden. Schließlich ist die offizielle Aner-
kennung auch ein Ausdruck der Art und Weise, wie sich 
alle strategischen und sicherheitspolitischen Interessen 
der anti-westlichen Ideologie unterzuordnen haben, die 
mittlerweile alle Bereiche des russischen Staatsappara-
tes durchdringt. Für jene Teile der russischen Regie-
rung, die sich mit der offiziellen Anerkennung durch-
setzen konnten, demonstriert dieser Schritt Russlands 
Unabhängigkeit von westlichen Normen auf dem Weg 
zu einer »multipolaren Welt«. Abseits dieser hochideo-
logischen Logik wird jedoch schnell deutlich, dass Mos-
kau derzeit keine belastbare Regionalstrategie für Zen-
tralasien vorweisen kann und große Probleme damit 
hat, einen wirksamen Umgang mit den sicherheitspoli-
tischen Herausforderungen an der Südflanke des post-
sowjetischen Raums zu finden.

Für Zentralasien sind die Folgen nicht minder ambi-
valent. Moskau hat eine lange Tradition, sich mit Hin-
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blick auf den »Afghanistan-Faktor« als verlässlicher 
Sicherheitspartner für die zentralasiatischen Staaten dar-
zustellen. Mit der offiziellen Anerkennung eines islamis-
tischen Regimes wird diese russische Selbstdarstellung 
weiter infrage gestellt. Unterdessen setzen die zentral-
asiatischen Staaten ihre Suche nach verlässlichen inter-
nationalen Partnerschaften fort, wobei zuletzt auch die 
intraregionale Zusammenarbeit zum Zweck der gegen-
seitigen Förderung von Stabilität intensiviert wurde. 
Anstatt die klaffende Diskrepanz zwischen Russlands 

ideologischen Gesten und strategischen Erwägungen 
einfach hinzunehmen, fangen die zentralasiatischen 
Staaten lieber an, sich selbst um ihre Sicherheit zu küm-
mern. Mit dem sinkenden Vertrauen der zentralasiati-
schen Staaten gegenüber Moskau nimmt auch der rus-
sische Einfluss in Zentralasien weiter ab, während die 
Region fortwährend ihre strategische Autonomie festigt.

Aus dem Englischen von Rostam Onsori
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Zusammenfassung
Afghanistan steht angesichts der sich verschärfenden humanitären Krise vor großen Herausforderungen. Die 
Wirtschaft befindet sich weiterhin im freien Fall, Dreiviertel der Bevölkerung leidet unter Ernährungsunsi-
cherheit, während der Zugang zu Wohnraum, Gesundheitsversorgung und lebensnotwendigen Gütern wei-
ter abnimmt. Das Land ist diplomatisch weiterhin isoliert und bisher hat nur Russland die Taliban als offi-
zielle Regierung Afghanistans anerkannt. Dennoch kooperieren bereits mehrere Staaten, darunter die Türkei, 
unterhalb der Schwelle einer offiziellen Anerkennung mit dem islamistischen De-facto-Regime. Der Arti-
kel beleuchtet die jüngsten Entwicklungen in den türkisch-afghanischen Beziehungen seit der Einnahme 
Kabuls durch die Taliban im Jahr 2021. Seitdem hat die Türkei zahlreiche Wirtschafts- und Bildungspro-
jekte in Afghanistan initiiert oder fortgeführt, was die Kontinuität des türkischen Engagements in Afgha-
nistan verdeutlicht. Dennoch hat Ankara nur begrenzte Möglichkeiten, gesellschaftliche und humanitäre 
Entwicklungen in Afghanistan wesentlich zu beeinflussen. Die Gründe hierfür sind nicht nur die frauen-
feindliche und rigide Bildungs- und Sozialpolitik der Taliban und deren andauernde Nichtanerkennung durch 
die internationale Gemeinschaft, sondern auch der Mangel an institutionalisierter Afghanistan-Expertise in 
der Türkei selbst. Vor diesem Hintergrund könnte das türkische Engagement in Afghanistan notwendiger-
weise genauso strategielos bleiben wie die Afghanistan-Politik von anderen NATO-Staaten, wie dem Verei-
nigten Königreich, Frankreich oder Deutschland, seit 2021.

Das türkische Engagement in den Bereichen 
Bildung und humanitäre Hilfe
Die bis heute in der Türkei herrschende »Partei für 
Gerechtigkeit und Aufschwung« (AKP) wurde im 
August 2001 gegründet, vier Monate bevor die Taliban 
mit Kandahar die letzte afghanische Großstadt unter 
ihrer Kontrolle verlieren sollten. Der Wahlerfolg der 
AKP im November 2002 fiel daher fast zeitgleich mit 
dem Ende des ersten Taliban-Regimes zusammen. Die-
ser Umstand hatte tiefgreifende Implikationen für die 
weitere Interaktion zwischen der Türkei und der späteren, 
2004 gegründeten Islamischen Republik Afghanistan. 
Unter dem türkischen Präsidenten Recep Erdogan hat 
Ankara nicht nur die Zusammenarbeit mit den NATO-
Partnern auf eine neue Grundlage gestellt, sondern auch 
die Beziehungen zu den Nachbarländern verbessert, vor 
allem zu Russland sowie der weiteren MENA-Region, 
einschließlich den Ländern in Zentralasien. Nach der 
Bonner Vereinbarung sah Ankara im 2002 eingesetz-
ten Übergangskabinett Karzai eine Chance, die bilate-
rale Zusammenarbeit mit Kabul zu reaktivieren und 
damit auch die historisch enge Bindung mit Afgha-
nistan wiederzubeleben. Zur Förderung der wirtschaft-
lichen Zusammenarbeit haben beide Regierungen im 
Juli 2004 ein zwischenstaatliches Investitionsabkom-
men unterzeichnet, woraufhin türkische Unternehmen 
begannen, in Afghanistan aktiv zu werden. Unter ande-
rem eröffnete der große türkische Elektrowarenhersteller 

Beko im Januar 2006 sein erstes Geschäft im Einkaufs-
zentrum Kabul City Center. Türkische Bauunterneh-
men begannen schnell, den afghanischen Bausektor zu 
dominieren, und Turkish Airlines wurde einer der wich-
tigsten Anbieter von Flügen von und nach Afghanistan.

Neben der offiziellen Zusammenarbeit mit Kabul 
begann Ankara auch, die inoffiziellen Kontakte mit 
den turksprachigen Minderheiten Afghanistans auszu-
bauen, darunter den Usbeken, Turkmenen und Tata-
ren. Ankara unterhielt seit Beginn der 1990er Jahre gute 
Beziehungen mit dem einflussreichen usbekischen Mili-
zenführer Abdul Raschid Dostum, der nach der Ein-
nahme Nordafghanistans durch die Taliban 1997 ins 
türkische Exil geflohen ist. Bereits 1993 hat Dostum 
erwirkt, dass 500 afghanische Usbeken zum Studium 
in die Türkei gehen konnten. Bis heute unterhält die 
Türkei in den nordafghanischen Provinzen Balch und 
Dschuzdschan, in denen eine große usbekische Minder-
heit lebt, insgesamt sieben noch immer von den Taliban 
geduldete Bildungseinrichtungen, darunter auch zwei 
Gymnasien und eine Oberschule für Mädchen. Die 
wichtigsten Organisationen für die türkische Zusam-
menarbeit mit den afghanischen Minderheiten sind 
die 1992 gegründete Turkish Cooperation and Coor-
dination Agency (TIKA), die 2005 gegründete Can-
suyu Assistance and Cooperation Organization und das 
2007 gegründete Yunus-Emre-Institut, dessen Auftrag 
mit dem deutschen Goethe-Institut verglichen werden 
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kann. TIKA und das Yunus-Emre-Institut unterhal-
ten weiterhin türkisches Lehrpersonal an afghanischen 
Hochschulen und stiften weiterhin Literatur für öffent-
liche Bibliotheken. Cansuyu ist vor allem im Bereich der 
humanitären Hilfe aktiv und hat u. a. im Jahr 2021 in 
den Provinzen Balch, Tachar und Badachschan 40 Ton-
nen feste Nahrungsmittel und weitere 2.700 Liter flüs-
sige Nahrungsmittel an insgesamt 900 turkmenische 
Familien verteilt. Im Juni 2022 hat Cansuyu die glei-
che Aktion für 300 weitere turkmenische Familien in 
den Provinzen Tachar und Faryab wiederholt.

Eine weitere einflussreiche türkische Organisation, 
die bis heute im afghanischen Bildungssektor aktiv ist, 
ist die regierungsnahe Maarif Foundation. Seit ihrer 
Gründung im Jahr 2016 verfolgt die Maarif Foundation 
das Ziel, alle türkischen Privatschulen, die bis dahin vom 
Gülen-Netzwerk im Ausland betrieben wurden, unter 
ihrem Dach zu vereinen. Bis zu ihrem Verbot durch 
die türkische Regierung im Jahr 2016 war die Gülen-
Bewegung auch in Afghanistan stark vertreten. Am 26. 
Februar 2018 haben Ankara und Kabul eine Absichts-
erklärung unterzeichnet, durch die zwölf ehemalige Pri-
vatschulen der Gülen-Bewegung vom afghanischen Bil-
dungsministerium an die Maarif Foundation übertragen 
wurden (dasselbe hat die kirgisische Regierung 2024 
mit den in Kirgistan aktiven Sapat-Schulen des Gülen-
Netzwerkes gemacht). Die Schulen werden seitdem als 
»Türkisch-Afghanische Maarif-Schulen« weiterbetrie-
ben. Auch nach der Einnahme Kabuls durch die Taliban 
im August 2021 hat die Maarif Foundation ihre Aktivi-
täten und ihre Präsenz in Afghanistan weiter ausgedehnt. 
Am 17. September 2024 hat die Stiftung bekanntgege-
ben, dass die 46. Maarif-Schule in Afghanistan durch 
das Maarif-Vorstandsmitglied Ahmed Türkben eröffnet 
wurde. In seiner Ansprache während der Zeremonie zur 
Eröffnung des Jungen-Gymnasiums in Dschalalabad 
hat Türkben angemerkt, dass die Stiftung weltweit 480 
Bildungseinrichtungen in 54 Ländern betreibt. Damit 
befinden sich zehn Prozent aller Auslands-Maarif-Schu-
len in Afghanistan.

Wie bereits während ihrer ersten Herrschaft haben 
die Taliban nach ihrer Wiedermachtergreifung weitrei-
chende Einschränkungen für die Ausbildung von Frauen 
und Mädchen erlassen, mit verheerenden gesellschaft-
lichen Folgen. Laut der UNESCO haben die erneuten 
Einschränkungen seit 2021 rund 1,5 Millionen Mäd-
chen insgesamt drei Milliarden Stunden Unterricht 
gekostet, 30 Prozent der afghanischen Mädchen wur-
den seitdem nicht eingeschult und 100.000 Frauen wur-
den zum Abbruch ihres Hochschulstudiums gezwun-
gen. Mädchen dürfen offiziell nur noch bis zur sechsten 
Klasse unterrichtet werden, weshalb sie darüber hinaus 
fast keine Chance mehr auf eine weiterführende Bildung 
haben. Eine der wenigen Chancen besteht in der Auf-

nahme in eines der landesweit sechs türkischen Mäd-
chengymnasien, die offiziell bereits geschlossen sein soll-
ten, jedoch bis heute von den Taliban geduldet werden. 
Die Zahl der ebenfalls landesweit verbreiteten Mädchen-
grundschulen ist deutlich höher. Allerdings kann sich 
heute sowieso kaum noch eine afghanische Familie die 
teuren Schulplätze an den Maarif-Schulen für ihre Kin-
der leisten. Laut der offiziellen Statistik werden an den 
Maarif-Schulen aktuell 7.400 afghanische Schüler und 
Schülerinnen von insgesamt 1.156 Lehrkräften ausge-
bildet. Neben Türkisch und Englisch werden an diesen 
Schulen auch die lokalen Sprachen Dari, Paschtu, Usbe-
kisch und Turkmenisch unterrichtet. Die Maarif-Schu-
len sind die letzten verbliebenen internationalen Schulen 
in Afghanistan und damit auch die letzten Einrichtun-
gen, deren Curriculum und Didaktik internationalen 
Bildungsstandards entsprechen.

Die Zusammenarbeit im wirtschaftlichen 
Bereich
Unmittelbar nach der Einnahme Kabuls durch die Tali-
ban im August 2021 hat Ankara signalisiert, die eigene 
wirtschaftliche Präsenz in Afghanistan erhalten und lau-
fende Bauprojekte fortführen zu wollen. Bereits im Jahr 
2018 hat die türkische Çalık Holding im turkmenischen 
Gebiet Mary nahe der afghanischen Grenze ein Kombi-
kraftwerk mit einer Kapazität von 1.574 Megawatt fer-
tiggestellt, das einmal die pakistanische Stadt Quetta 
über die seit 2015 geplante Turkmenistan–Afghanistan–
Pakistan-Energietrasse (TAP-500) mit Strom versorgen 
soll. Die Çalık Holding hat im August 2021 den Bau 
des turkmenischen Abschnittes der Übertragungslei-
tung abgeschlossen. Seitdem gab es jedoch keine wei-
teren Baufortschritte und Turkmenistan exportiert bis 
heute noch keinen Strom nach Pakistan. Laut Plan sollte 
TAP-500 bereits 2024 in Betrieb gehen. Angesichts der 
massiven Verzögerung haben sich Vertreter der Tali-
ban, der turkmenischen Regierung und der Çalık Hol-
ding im Januar 2025 in Kabul auf regelmäßige Treffen 
der technischen Komitees und des gemeinsamen TAP-
500-Sekretariats geeinigt, um die Umsetzung des Pro-
jektes weiter voranzutreiben.

Nach 2021 gab es jedoch auch einen Rückschlag 
für die Türkei. Noch während des NATO-Truppen-
abzuges hat Ankara im Juni 2021 zugestimmt, von der 
NATO die Kontrolle über den Hamid Karzai Inter-
national Airport in Kabul zu übernehmen, um dessen 
Betrieb und Sicherheit während und nach dem Abzug 
zu gewährleisten. Im Dezember 2021 haben die Türkei 
und Katar dann ein Abkommen über den gemeinsamen 
Betrieb der drei wichtigsten afghanischen Flughäfen in 
Kabul, Kandahar und Herat unterzeichnet, nachdem 
sich auch die Vereinigten Arabischen Emirate gegen-
über den Taliban als möglicher Flughafenbetreiber ins 
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Spiel gebracht hatten. Allerdings konnten sich Ankara 
und Doha mit den Taliban nicht auf alle Modalitäten 
einigen, sodass im Mai 2022 schließlich die emirati-
sche GAAC Solutions den Auftrag für den Betrieb der 
drei Flughäfen bekommen hat. Dafür konnte die Tür-
kei immerhin ihre zentrale Stellung im afghanischen 
Luftverkehrsmarkt zurückgewinnen: im Mai 2024 hat 
Turkish Airlines bekannt gegeben, nach einer dreijäh-
rigen Unterbrechung die Flüge von und nach Afgha-
nistan wiederaufzunehmen.

Neben dem Luftverkehr ist die Türkei auch noch in 
anderen Sektoren der afghanischen Wirtschaft aktiv. Im 
Oktober 2024 hat die türkische Baufirma 77 Insaat mit 
der afghanischen De-facto-Regierung ein Abkommen 
im Wert von 163 Millionen Dollar über den Bau einer 
Zementfabrik in der Provinz Dschuzdschan unterzeich-
net. Die Anlage mit einer geplanten Produktionskapa-
zität von 3.000 Tonnen Zement pro Tag soll innerhalb 
von drei Jahren fertiggestellt werden. Bereits 2022 über-
nahm 77 Insaat den Betrieb des zweiten Wasserkraft-
werkes an der Kajakai-Talsperre in der Provinz Helmand 
sowie von einer Solaranlage mit einer Kapazität von 15 
Megawatt in der Provinz Kandahar. Diese beiden Anla-
gen im Süden Afghanistans sollen den Strombedarf von 
mehr als einer Million Menschen decken. Für die Schaf-
fung der dafür notwendigen Übertragungsinfrastruk-
tur stellt 77 Insaat in Afghanistan auch Strommasten 
aus Stahlbeton her. Im Juni 2025 hat die Firma in der 
Provinz Herat mit dem Bau einer 200-Megawatt-Wind-
kraftanlage im Wert von 65 Mio. US-Dollar begonnen. 
In der Provinz Kabul soll außerdem ein Wasserkraftwerk 
mit einer Kapazität von 150 Megawatt gebaut werden.

Das andauernde türkische Engagement in Afgha-
nistan seit 2021 spiegelt sich schließlich auch im Außen-
handel wider. Laut dem »Handels- und Industriemi-
nisterium« der Taliban ist das Handelsvolumen mit 
der Türkei zwischen 2023 und 2024 um 53 Prozent 
angestiegen. Die wichtigsten Waren, welche die Tür-
kei nach Afghanistan exportiert, sind gewebte Teppiche 
und andere textile Bodenbeläge; isolierte Drähte, Kabel 
und andere elektrische Leiter; Auto- und Sattelanhänger 
sowie Hygieneartikel. Afghanistan exportiert vor allem 
Agrarprodukte wie Früchte und Nüsse in die Türkei, 
im Vergleich zu den Importen aus der Türkei jedoch 
auf einem deutlich niedrigeren quantitativen Niveau.

Afghanen in der Türkei
Die Türkei selbst ist eines der wichtigsten Aufnahme- 
und Transitländer für Geflüchtete und Migranten aus 
Afghanistan. Laut der türkischen Regierung lebten im 
Jahr 2021 mindestens 300.000 afghanische Staatsbür-
ger in der Türkei, darunter sowohl registrierte als auch 
unregistrierte Personen. Der Großteil der afghanischen 
Geflüchteten in der Türkei gelangte über die iranisch-

türkische Grenze in das Land. Die Einnahme Kabuls 
durch die Taliban im August 2021 hat eine erneute 
Fluchtbewegung von Afghanen in Richtung Türkei aus-
gelöst. Erdogan hat daraufhin angekündigt, keine weite-
ren Geflüchteten aus Afghanistan akzeptieren zu wollen, 
da die Aufnahmekapazitäten der Türkei erschöpft seien. 
Der türkische Grenzschutz hat jedoch schon vorher mit 
systematischen Pushbacks an der türkisch-iranischen 
Grenze begonnen. So wurden bei einer größeren Ope-
ration im Juli 2021 über 1.400 Afghanen im Grenzge-
biet festgenommen und in den Iran zurück abgeschoben.

Wie in anderen europäischen Ländern hat sich in 
der Türkei seit 2016 eine migrationskritische Stim-
mung in der Öffentlichkeit verfestigt, wobei Migran-
ten und Geflüchtete aus Afghanistan besonders stark 
im Fokus von öffentlichen Ressentiments stehen. Vor 
allem die rechtspopulistische »Partei des Sieges« (Zafer) 
und die kemalistische CHP nutzen die migrationskri-
tische Stimmung, um sich in der Gesellschaft als ver-
meintliche Fundamentalopposition zu profilieren. So 
beschuldigen CHP-nahe Nachrichtenportale die Regie-
rung immer wieder, angeblich die Kontrolle über die 
Migration verloren und die Entstehung von kriminali-
tätsbelasteten »No-go-Areas« zugelassen zu haben. Die 
öffentliche Debatte über die afghanische Diaspora in 
der Türkei ist zuletzt im Juli 2024 wiederaufgeflammt, 
nachdem der Handelsminister Ömer Bolat die aktu-
elle Stimmung gegenüber Migranten mit der Aussage 
kritisiert hat, dass wenn »25.000 afghanische Hirten 
gehen sollten, die türkische Viehzucht zusammenbre-
chen würde.« Tatsächlich mindern afghanische Unter-
nehmer und Angestellte nicht nur den vorherrschenden 
Fach- und Arbeitskräftemangel in der Landwirtschaft, 
sondern auch in anderen Branchen wie der exportorien-
tierten Textilindustrie. Zudem studieren tausende junger 
Afghaninnen und Afghanen an türkischen Universitä-
ten und bringen so ihr Bildungskapital in die Gesell-
schaft und für die Zukunft des Landes ein.

Fazit
Die Türkei ist das einzige NATO-Land, das seine Prä-
senz in Afghanistan nach dem Fall Kabuls im Jahr 
2021 nicht nur beibehalten, sondern sogar ausgebaut 
hat. Dabei profitiert Ankara von einer besonderen Aus-
gangslage: Aufgrund ihrer militärischen Zurückhaltung 
während des NATO-Einsatzes zwischen 2003 und 2021 
genießt die Türkei im Unterschied zu vielen westlichen 
Akteuren weiterhin einen vergleichsweise positiven Ruf 
innerhalb der afghanischen Bevölkerung. Diese Repu-
tation bildet bis heute die Grundlage für die zahlrei-
chen türkischen Bildungs-, Hilfs- und Infrastruktur-
projekte im Land.

Im Zentrum des türkischen Engagements in Afgha-
nistan steht die Bildungszusammenarbeit, wobei die 
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Maarif Foundation und das Yunus-Emre-Institut eine 
Schlüsselrolle spielen. Diese Organisationen sind vor 
allem auch in den von Minderheiten bewohnten nord-
afghanischen Provinzen wie Balch, Dschuzdschan oder 
Faryab aktiv, also den Regionen, die von den paschtu-
nisch dominierten Taliban eher vernachlässigt werden. 
Die Maarif-Schulen sind dabei die letzten in Afgha-
nistan verbliebenen Bildungseinrichtungen mit inter-
nationalen Standards und Curricula. Sie sind für viele 
Mädchen auch die letzte verbliebene Chance auf eine 
weiterführende Bildung. Dennoch bleibt das türkische 
Bildungsengagement strukturell eng begrenzt. Auf-
grund der landesweit geringen Anzahl türkischer Schu-
len und der hohen Gebühren haben nur sehr wenige 
afghanische Familien die Möglichkeit, diese Angebote 
in Anspruch zu nehmen. Damit leisten die Institutio-
nen zwar punktuell wichtige Beiträge zur Bildungsland-
schaft, vermögen es jedoch nicht, etwas an der tiefgrei-
fenden Bildungs- und humanitären Krise im Land zu 
ändern – eine Krise, die schon vor der Wiedermacht-
übernahme der Taliban bestand und sich seither mas-
siv verschärft hat.

Im wirtschaftlichen Bereich verfolgen türkische 
Unternehmen, wie 77 Insaat und Çalık Holding, einen 
pragmatischen und gewinnorientierten Kurs. Sie sind 
vor allem in den Bereichen Energie und Infrastruktur 
aktiv, etwa beim Bau von Kraftwerken, Wind- und 
Solaranlagen oder der Herstellung von Strommasten. 

Zwar verfolgt Ankara mit der wirtschaftlichen Zusam-
menarbeit auch humanitäre Ziele, allerdings liegt die-
sem Engagement keine Strategie und damit auch keine 
politische Kohärenz zugrunde. Die Gründe hierfür sind 
strukturell: für die politische Beratung relevante Regio-
nalstudien mit Zentralasien- und Afghanistan-Schwer-
punkt sind an türkischen Universitäten bislang kaum 
etabliert. Auch wenn mit der Gründung des Center for 
Iranian Studies (IRAM) in Ankara im Jahr 2016 ein 
erster wichtiger Schritt in die richtige Richtung unter-
nommen wurde, gibt es in der Türkei bis heute keine 
institutionalisierten Afghanistan-Studien. Der Auf-
bau von entsprechender Fachexpertise wird noch Jahr-
zehnte in Anspruch nehmen, vorausgesetzt, dass jetzt 
tatsächlich einmal damit begonnen wird. Immerhin 
kann gehofft werden, dass die große afghanische Dias-
pora die Wirksamkeit des türkischen Engagements in 
Afghanistan langfristig positiv zu beeinflussen vermag. 
Bis dahin bleibt die strategische Dimension der tür-
kischen Afghanistan-Politik diffus, und dass obwohl 
gerade der Türkei eine Schlüsselposition für die Ent-
wicklung neuer außenpolitischer Ansätze gegenüber den 
Taliban zukommen könnte. Das setzt jedoch Ankaras 
Bereitschaft voraus, mit dem systematischen Aufbau von 
Afghanistan-Expertise zu beginnen und im Rahmen der 
NATO strategische Verantwortung für die eigene Prä-
senz in Afghanistan zu übernehmen.
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